
 

STADT BAD KARLSHAFEN  Sitzung am Protokollbuch 
Seite 

  19.03.2019 1 
Sitzungsniederschrift des Haupt- und Finanzausschusses   

 
Sitzungsraum: Trau- und Festraum im Alten Rathaus Helmarshausen 

Anwesend sind: Lfd. 

Nr. 
Tagesordnung: 

 
Vom Ausschuss:  
Maria Luise Niemetz als Stadtverordnetenvorstehe-
rin 
Heike Meinhardt als Ausschussvorsitzende 
Niklas Eckermanns 
Karl-Erwin Franz 
Henning Hillebrand 
Andrea Löschner (anwesend zu den TOP 1 + 2) 
Christian Mahlmann 
Dorothe Römer 
Wilfried Sasse 
Manfred von Reetnitz 
 
 
von der Stadtverordnetenversammlung: 
- 
 
 
vom Magistrat: 
Bürgermeister Marcus Dittrich 
 
 
Schriftführer: 
Amtmann Horst Ruf 
 
 
entschuldigt fehlt: 
Frank Döhne 
 
 

 
1. 
 
 
 

2. 
 
 

3. 
 
 

4. 
 
 

5. 
 
 

6. 
 
 

7. 
 
 
 

8. 
 
 
 

9. 
 

 
Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ord-
nungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähig-
keit 
 
Wahl einer Ausschussvorsitzenden / eines Aus-
schussvorsitzenden 
 
Abschluss eines neuen Strom-Konzessionsver-
trages 
 
Jahresabschluss der Stadtwerke für das Jahr 
2010 
 
Jahresabschluss der Stadtwerke für das Jahr 
2011 
 
Änderung der Gebührenordnung zur Friedhofs-
ordnung der Stadt Bad Karlshafen 
 
Städtebaulicher Denkmalschutz  
Integriertes Stadtentwicklungskonzept Helmars-
hausen (Endfassung) 
 
Antrag der SPD-Fraktion zur Abschaffung der 
Straßen-Anliegergebühren und Prüfung der Ein-
führung wiederkehrender Straßenbeiträge 
 
Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Die Ausschussmitglieder sind am 11.03.2019 für heute 19:30 Uhr, zu einer im Trau- u. Festraum des Alten Rathauses Hel-
marshausen stattfindenden Sitzung eingeladen worden. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung werden die ordnungsgemäße Einladung und die Beschlussfähigkeit des Ausschusses festgestellt. 
 

Die Sitzungsniederschrift umfasst die Seiten Nr. 1 bis Nr. 10 und 7 Anlage(n). 

 

Beginn der Sitzung: 19:30 Uhr, Ende der Sitzung: 21:07 Uhr. 

Vorgelesen, genehmigt, unterschrieben: 

 gez. Meinhardt  gez. Ruf  

 Ausschussvorsitzende  Schriftführer  
 



TOP-Nr. 1 Sitzung am: 19.03.2019 Protokollseite: 2 
  
Az.: 001.15 Bad Karlshafen, 19.03.2019 
Hauptamt 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und 
der Beschlussfähigkeit 

Sachverhalt: 

Der bisherige Ausschussvorsitzende, Herr Heiner Wehmeier, hatte mit Schreiben vom 
27.01.2019 mit Wirkung zum 01.02.2019 sein Stadtverordnetenmandat niedergelegt. Die 
Eröffnung der Sitzung und die Wahl eines neuen Ausschussvorsitzen/einer neuen Ausschuss-
vorsitzenden wurde von der Stadtverordnetenvorsteherin, Frau Maria Luise Niemetz, über-
nommen. Danach übernahm die neu gewählte Ausschussvorsitzende, Frau Heike Meinhardt, 
die Leitung der Sitzung.  

Die ordnungsgemäße Ladung, die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung wurden geprüft 
und festgestellt.  

Die Sitzungsniederschrift für die Sitzung am 11.12.2018 wurde auf der städtischen Internet-
seite hinterlegt. Einwände gegen das vorgelegte Protokoll sind nach den Vorgaben der Ge-
schäftsordnung geltend zu machen. Werden keine Einwendungen erhoben, gilt das Protokoll 
als genehmigt. 

 

 

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Kenntnis genommen, festgestellt und zugestimmt.  

Einwände gegen das Protokoll vom 11.12.2018 wurden nicht erhoben. 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   -                                  dagegen:   -                              enthalten:    -     



TOP-Nr. 2 Sitzung am: 19.03.2019 Protokollseite: 3 
  
Az.: 001 - 15 Bad Karlshafen, 04.02.2019 
Hauptamt 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:  Wahl einer Ausschussvorsitzenden / eines Ausschussvorsitzenden 

Sachverhalt: 

Der bisherige Ausschussvorsitzende Heiner Wehmeier hat mit Schreiben vom 27.01.2019 sei-
nen Rücktritt als Mitglied der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Bad Karlshafen zum 
01.02.2019 erklärt. Somit ist eine neue Ausschussvorsitzende bzw. ein neuer Ausschussvor-
sitzender zu wählen. 

Nach § 62 Abs. 3 Satz 2 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) wählen die Ausschüsse aus 
ihrer Mitte ihre Vorsitzende/ihren Vorsitzenden. 

Da die HGO keine ausdrückliche Regelung darüber enthält, wer während der Wahl der Aus-
schussvorsitzenden/des Ausschussvorsitzenden den Vorsitz führt und § 57 HGO (Altersvor-
sitz) als sinngemäße Anwendung für Ausschüsse ausgeschlossen ist, muss davon ausgegan-
gen werden, dass die Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung die Wahl der bzw. des 
Ausschussvorsitzenden leitet. 

Zu wählen ist nach Stimmenmehrheit aufgrund von Wahlvorschlägen aus der Mitte des Aus-
schusses. Hierbei ist § 55 Abs. 3 der HGO zu beachten. 

nachträgliche Anmerkung des Schriftführers: 

Gegen eine Abstimmung durch Handaufheben wurde auf Nachfrage kein Widerspruch erho-
ben. 

Aus dem Ausschuss wurden Frau Heike Meinhardt und Herr Karl-Erwin Franz für das Amt 
einer/eines Ausschussvorsitzenden vorgeschlagen. Frau Meinhardt wurde einstimmig durch 
Handaufheben zur neuen Ausschussvorsitzenden gewählt. Herr Franz verzichtete nach der 
Abstimmung auf eine Abstimmung zu seiner Person.  

 
Beschlussvorschlag: 

-/- 

 

 
 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
Beschluss: 

Frau Heike Meinhardt wurde durch Handaufheben einstimmig zur neuen Vorsitzenden des 
Haupt- und Finanzausschusses gewählt. 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:    6                                  dagegen:    -                              enthalten:     4     



TOP-Nr. 3 Sitzung am: 19.03.2019 Protokollseite: 4 
  
Az.: 811.22 Bad Karlshafen, 25.01.2019 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:   Abschluss eines neuen Strom-Konzessionsvertrages 

Sachverhalt: 

Der derzeit geltende Strom-Konzessionsvertrag für den Stadtteil Karlshafen zwischen der 
Stadt Bad Karlshafen und der EAM wurde am 01.07.1999 für eine Laufzeit von 20 Jahren ab-
geschlossen und läuft somit am 30.06.2019 aus.  

Der aktuelle Strom-Konzessionsvertrag für den Stadtteil Helmarshausen wurde für den Zeit-
raum vom 01.01.2012 bis ebenfalls 30.06.2019 seinerzeit mit der EWF abgeschlossen. Die 
kürzere Laufzeit wurde damals vorgegeben, um die beiden Konzessionsbereiche künftig ge-
meinsam vergeben zu können. Die EWF und der Netzbetreiber EnergieNetz Mitte GmbH 
(ENM) haben jedoch keine Einigung zur Übertragung des Netzes erzielen können, sodass fak-
tisch der geschlossene Vertrag nie umgesetzt wurde. Die ENM hat in der Vertragslaufzeit die 
Konzessionsabgabe weiter gezahlt. 

Das Auslaufen der beiden Konzessionsverträge wurde am 06.06.2017 im Bundesanzeiger 
bekanntgemacht. Qualifizierte Bewerber wurden aufgefordert, eine schriftliche Interessenbe-
kundung bis zum 15.09.2017 einzureichen. Verspätet eingehende Interessenbekundungen 
wurden vom Verfahren ausgeschlossen. 

Innerhalb der eingeräumten Frist ist mit Schreiben vom 22.06.2017 nur die Interessenbe-
kundung der EnergieNetz Mitte GmbH, Baunatal, eingegangen. Die ENM ist somit die einzige 
Bewerberin im Verfahren. 

Mit Schreiben vom 27.11.2018 hat die ENM einen Entwurf für den abzuschließenden Strom-
Konzessionsvertrag vorgelegt. Dieser liegt der Vorlage bei. Im Vertrag wird u. a. - wie bisher 
- die Zahlung der jeweils gesetzlich höchstzulässigen Konzessionsabgabe zugesichert.  

In einem Gespräch am 14.01.2019 wurden der Inhalt des Vertragsentwurfs und die sich dar-
aus sich ergebenden Möglichkeiten vorgestellt. 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der von der EnergieNetz Mitte GmbH vorgelegte Vertragsentwurf für die Vergabe der Strom-
Konzessionsrechte für die beiden Stadtteile der Stadt Bad Karlshafen wird zur Kenntnis ge-
nommen. Im Vertrag ist eine Laufzeit vom 01.07.2019 bis zum 30.06.2039 vorgesehen.  

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, den Magistrat mit dem Abschluss des 
vorgelegten Vertragsentwurfes zu beauftragen. 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

 
 



Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:      9                               dagegen:    -                             enthalten:    -     



TOP-Nr. 4 Sitzung am: 19.03.2019 Protokollseite: 5 
  
Az.: 801.03 Bad Karlshafen, 25.01.2019 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:   Jahresabschluss der Stadtwerke für das Jahr 2010 

Sachverhalt: 

Für den Eigenbetrieb Stadtwerke Bad Karlshafen hat die Betriebsleitung nach dem Eigenbe-
triebsgesetz (EigBGes) für jedes Wirtschaftsjahr ein Jahresabschluss aufzustellen. Der Jah-
resabschluss und seine Bestandteile sind anschließend einer Betriebskommission zur Stel-
lungnahme und Beschlussfassung vorzulegen. 

Lt. einem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 15.12.2014 wurden die Stadt-
werke zum 31.12.2014 aufgelöst und die Eigenbetriebssatzung zum selben Zeitpunkt außer 
Kraft gesetzt. In der Folge wurde auch die Betriebskommission zum Jahresende 2014 aufge-
löst. Nach § 8 EigBGes übernimmt der Magistrat im Verhinderungs- oder Ersatzfall die Aufga-
ben der Betriebskommission. 

Der Jahresabschluss der Stadtwerke Bad Karlshafen für das Wirtschaftsjahr 2010 wird nun-
mehr verspätet vorgelegt. Die Verzögerung wurde ausgelöst durch einen jahrelangen Streit 
mit dem Betreiber der Wesertherme. Am 01.06.2007 und am 30.07.2009 wurden Vergleiche 
mit dem Betreiber abgeschlossen, die zu Änderungen der Jahresabschlüsse 2004 ff. geführt 
haben. Außerdem waren Änderungen aus den Prüfungsfeststellungen der Betriebsprüfung 
des Finanzamtes Kassel einzuarbeiten. Durch diese Änderungen für das Jahr 2004 mussten 
auch die zwischenzeitlich vorliegenden Abschlüsse der Folgejahre nachträglich angepasst 
werden.  

Der Jahresabschlusses 2010 wurde vom Steuerbüro Annecke mit Datum vom 24.05.2013 
vorgelegt. Den Prüfbericht zum Abschluss hat Wirtschaftsprüfer Brecht mit Datum vom 
23.01.2018 erstellt; vorgelegt wurde der Bericht am 11.12.2018.  

Die Prüfung hat mit Ausnahme der folgenden Einschränkungen zu keinen Einwendungen ge-
führt (Auszug aus dem Bestätigungsvermerk): In einer Größenordnung von 229.829,89 EUR 
wurden Zinserträge ausgewiesen, obwohl sie am Abschlussstichtag nicht i.S.v. § 252 Abs. 1 
Nr. 4 HGB realisiert waren. Diese Zinserträge hätten von den Anschaffungskosten eines im 
Geschäftsjahr aktivierten Anlagengutes gekürzt werden müssen. Im Anhang werden die 
Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten entgegen §§ 268 Abs. 5, 285 Nr. 1 HGB nicht zutreffend 
angegeben.  

Nach § 27 Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes sind die Jahresabschlüsse eines Eigenbetriebs 
nebst Anlagen nach der Prüfung durch den Abschlussprüfer mit dessen Bericht über den Ma-
gistrat der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

Die Erfolgspläne der Betriebszweige schlossen im Wirtschaftsjahr 2010 wie folgt ab: 

 

 

-   2   - 

 



Wirtschaftsjahr 2010

Betriebszweig Gewinn/
Verlust (-)

Ansätze 
Haushaltsplan

Vortrag auf
neue Rechnung

abzudeckende  
Verluste

Stromversorgung 148.564,87 € 159.500,00 € 29.712,97 €  - €
Wasserversorgung 8.281,67 € 18.000,00 € 8.281,67 €  - €
ehem. Gaswerk - 1.512,17 € 21.500,00 € - 1.512,17 €  - €
Solequellen - 26.890,44 € - 89.250,00 € - 26.890,44 €  - €
Verkehrsbetriebe - 1.470,47 € - 1.700,00 € - 1.470,47 €  - €
Mineralschwimmbad - 26.520,13 € - 36.550,00 € - 26.520,13 €  - €
Gradierwerk 12.679,86 € - 32.775,00 € 12.679,86 €  - €
Therme - 1.485.737,15 € - 1.370.100,00 € - 1.485.737,15 €  - €
Gemeinsame Anlagen  - €  - €  - €  - €
Summen - 1.372.603,96 € - 1.331.375,00 € - 1.491.455,86 €  - €

Erfolgsübersicht nach Betriebszweigen
Lt. Jahresabschluss des Steuerbüros Annecke, Hofgeismar, vom 24.05.2013

 
Aufgrund einer seinerzeitigen Auflage der Kommunalaufsicht sollen zur Verringerung der 
Schuldenlast im Bereich der Stadtwerke 20 % vom Gewinn des Elektrizitätswerks  
(= 29.712,97 €) an den Vermögensplan abgeführt werden, so dass 118.851,90 € als Gewinn-
zuführung an den Verwaltungshaushalt verbleiben. 

Nach der Gewinnabführung an den Haushalt in Höhe von 118.851,90 € wäre per Saldo ein 
Verlust in Höhe von 1.491.455,86 € auf neue Rechnung vorzutragen. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird der folgende Beschluss empfohlen: 

Der Jahresabschluss der Stadtwerke für das Wirtschaftsjahr 2010 und der Prüfbericht des 
Abschlussprüfers werden zur Kenntnis genommen. Der Jahresabschluss 2010 wird gem. § 27 
Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes festgestellt. 

Zur Abwicklung des Ergebnisses werden 20 % vom Gewinn des Elektrizitätswerkes  
= 29.712,97 € an den Vermögensplan der Stadtwerke abgeführt. 80 % des Gewinns  
(= 118.851,90 €) sind an den städtischen Ergebnishaushalt abzuführen. 

Der Gewinn des Betriebszweigs Wasserversorgung (= 8.281,67 €) ist gem. § 41 Abs. 7 
GemHVO zu Gunsten der Gebührenausgleichsrücklage zu verbuchen. 

Aus dem Ergebnishaushalt der Stadt sind Verluste in Höhe von 1.491.455,86 € abzudecken. 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:   8                                  dagegen:     -                            enthalten:     1    



TOP-Nr. 5 Sitzung am: 19.03.2019 Protokollseite: 6 
  
Az.: 801.03 Bad Karlshafen, 25.01.2019 
Kämmerei 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 

Betr.:   Jahresabschluss der Stadtwerke für das Jahr 2011 

Sachverhalt: 

Für den Eigenbetrieb Stadtwerke Bad Karlshafen hat die Betriebsleitung nach dem Eigenbe-
triebsgesetz (EigBGes) für jedes Wirtschaftsjahr ein Jahresabschluss aufzustellen. Der Jah-
resabschluss und seine Bestandteile sind anschließend einer Betriebskommission zur Stel-
lungnahme und Beschlussfassung vorzulegen. 

Lt. einem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 15.12.2014 wurden die Stadt-
werke zum 31.12.2014 aufgelöst und die Eigenbetriebssatzung zum selben Zeitpunkt außer 
Kraft gesetzt. In der Folge wurde auch die Betriebskommission zum Jahresende 2014 aufge-
löst. Nach § 8 EigBGes übernimmt der Magistrat im Verhinderungs- oder Ersatzfall die Aufga-
ben der Betriebskommission. 

Der Jahresabschluss der Stadtwerke Bad Karlshafen für das Wirtschaftsjahr 2011 wird nun-
mehr verspätet vorgelegt. Die Verzögerung wurde ausgelöst durch einen jahrelangen Streit 
mit dem Betreiber der Wesertherme. Am 01.06.2007 und am 30.07.2009 wurden Vergleiche 
mit dem Betreiber abgeschlossen, die zu Änderungen der Jahresabschlüsse 2004 ff. geführt 
haben. Außerdem waren Änderungen aus den Prüfungsfeststellungen der Betriebsprüfung 
des Finanzamtes Kassel einzuarbeiten. Durch diese Änderungen für das Jahr 2004 mussten 
auch die zwischenzeitlich vorliegenden Abschlüsse der Folgejahre nachträglich angepasst 
werden.  

Der Jahresabschlusses 2011 wurde vom Steuerbüro Annecke mit Datum vom 24.04.2014 
vorgelegt. Den Prüfbericht zum Abschluss hat Wirtschaftsprüfer Brecht mit Datum vom 
23.01.2018 erstellt; vorgelegt wurde der Bericht am 11.12.2018.  

Die Prüfung hat mit Ausnahme der folgenden Einschränkung zu keinen Einwendungen ge-
führt: Im Anhang werden entgegen §§ 268 Abs. 5, 285 Nr. 1 HGB Angaben zu den Restlauf-
zeiten der Verbindlichkeiten nicht zutreffend genannt. 

Nach § 27 Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes sind die Jahresabschlüsse eines Eigenbetriebs 
nebst Anlagen nach der Prüfung durch den Abschlussprüfer mit dessen Bericht über den Ma-
gistrat der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vorzulegen. 

Die Erfolgspläne der Betriebszweige schlossen im Wirtschaftsjahr 2010 wie folgt ab: 

 

 

-   2   - 

 



Wirtschaftsjahr 2011

Betriebszweig Gewinn/
Verlust (-)

Ansätze 
Haushaltsplan

Vortrag auf
neue Rechnung

abzudeckende  
Verluste

Stromversorgung 181.037,40 € 164.000,00 € 36.207,48 €  - €
Wasserversorgung - 7.133,72 € - 30.400,00 € - 7.133,72 €  - €
ehem. Gaswerk - 3.133,81 € - 3.800,00 € - 3.133,81 €  - €
Solequellen - 24.745,60 € - 56.200,00 € - 24.745,60 €  - €
Verkehrsbetriebe - 2.508,19 € - 900,00 € - 2.508,19 €  - €
Mineralschwimmbad - 26.028,21 € - 24.800,00 € - 26.028,21 €  - €
Gradierwerk - 22.589,03 € - 20.450,00 € - 22.589,03 €  - €
Therme - 1.455.165,47 € - 1.305.600,00 € - 1.455.165,47 €  - €
Gemeinsame Anlagen  - €  - €  - €  - €
Summen - 1.360.266,63 € - 1.278.150,00 € - 1.505.096,55 €  - €

Erfolgsübersicht nach Betriebszweigen
Lt. Jahresabschluss des Steuerbüros Annecke, Hofgeismar, vom 24.04.2014

 
Aufgrund einer seinerzeitigen Auflage der Kommunalaufsicht sollen zur Verringerung der 
Schuldenlast im Bereich der Stadtwerke 20 % vom Gewinn des Elektrizitätswerks  
(= 36.207,48 €) an den Vermögensplan abgeführt werden, so dass 144.829,92 € als Gewinn-
zuführung an den Verwaltungshaushalt verbleiben. 

Nach der Gewinnabführung an den Haushalt in Höhe von 144.829,92 € wäre per Saldo ein 
Verlust in Höhe von 1.505.086,55 € auf neue Rechnung vorzutragen. 
 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird der folgende Beschluss empfohlen: 

Der Jahresabschluss der Stadtwerke für das Wirtschaftsjahr 2011 und der Prüfbericht des 
Abschlussprüfers werden zur Kenntnis genommen. Der Jahresabschluss 2011 wird gem. § 27 
Abs. 3 des Eigenbetriebsgesetzes festgestellt. 

Zur Abwicklung des Ergebnisses werden 20 % vom Gewinn des Elektrizitätswerkes  
= 36.207.48 € an den Vermögensplan der Stadtwerke abgeführt. 80 % des Gewinns  
(= 144.829,92 €) sind an den städtischen Ergebnishaushalt abzuführen. 

Der Verlust des Betriebszweigs Wasserversorgung (= 7.133,72 €) ist gem. § 41 Abs. 7 
GemHVO zu Lasten der Gebührenausgleichsrücklage zu verbuchen. 

Aus dem Ergebnishaushalt der Stadt sind Verluste in Höhe von 1.505.096,55 € abzudecken. 

 

 

 ------------------------------------------------------------------------------------------------  

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 

 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:     8                                dagegen:       -                          enthalten:    1     



TOP-Nr. 6 Sitzung am: 19.03.2019 Protokollseite: 7 
 ______________________________________________________________________________  
Az.: 731-00 Bad Karlshafen, den 22.03.19 
Friedhofsverwaltung 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

 
Betr.: Änderung der Gebührenordnung zur Friedhofsordnung der Stadt Bad Karlshafen 

Sachverhalt: 
 
Die Nachfrage an Beisetzungen auf den Urnengemeinschaftsgräbern ist sehr groß. Bisher wurde 
auf Wunsch ein zweiter Platz im Innenkreis über der ersten Platte, für Lebenspartner, ohne 
Gebühren frei gehalten. Die Abrechnung soll dann erfolgen, wenn die zweite Urne hinzukommt. 
Bei anderen Grabarten z.B. Wahlgrab oder Urnendoppelgrab zahlt man die vorgesehenen 
Grabstellen sofort. Auch eine Verlängerung der Grabstellen wird pro Jahr und Grabstelle 
berechnet.     
Die Gebührenordnung zur Friedhofsordnung der Stadt Bad Karlshafen vom 13.12.2013 wird unter 
§ 12 a wie folgt geändert: 
 
Bisher: § 12 a Erwerb von Nutzungsrechten an weiteren Grabarten 

 
(1) Für die Überlassung nachfolgender Grabstätten und die Nutzung der  

Friedhofseinrichtungen und –anlagen für Urnenbeisetzungen werden   
      folgende Gebühren erhoben: 
 
      a) Für eine Baumgrabstätte        700,00 Euro 
      b) Für die Beisetzung in einer Gemeinschaftsgrabanlage        700,00 Euro 
 
(2) Die Nutzungsgebühren umfassen die Kosten der Pflege der obigen Grabstätten. 
 
Neu: § 12 a Erwerb von Nutzungsrechten an weiteren Grabarten 

 
(1) Für die Überlassung nachfolgender Grabstätten und die Nutzung der  

Friedhofseinrichtungen und –anlagen für Urnenbeisetzungen werden   
      folgende Gebühren erhoben: 
 
      a) Für eine Baumgrabstätte        700,00 Euro 
 
      b) Für eine Grabstätte in einer Gemeinschaftsgrabanlage        700,00 Euro 
 c) Für eine Doppelgrabstätte in einer Gemeinschaftsgrabstätte  1400,00 Euro 
 
Das Nutzungsrecht an einer Gemeinschaftsurnengrabstelle wird für die Dauer von 20 Jahren 
verliehen. Eine Verlängerung des Nutzungsrechtes ist möglich.  
Für die Verlängerung ist folgende Gebühren zu zahlen: pro Jahr 20,00 Euro   

 
(2) Die Nutzungsgebühren umfassen die Kosten der Pflege der obigen Grabstätten. 
 
In der Magistratssitzung am 18.02.2019 wurde der Änderung einstimmig zu gestimmt. 
 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung nachfolgenden 
Beschluss: 
Der von der Verwaltung erstellten Änderung der Gebührenordnung zur Friedhofsordnung der Stadt 
Bad Karlshafen wird zugestimmt. 
 
 
 -----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------  



 
Beschluss: 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:     9  dagegen:    - enthalten:    - 
 



TOP-Nr. 7 Sitzung am: 19.03.2019 Protokollseite: 8 
 ___________________________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, den 11.03.2019 

 

Sitzungsvorlage 

für den Haupt- und Finanzausschuss  
 

Betr.:  Städtebaulicher Denkmalschutz  
Integriertes Stadtentwicklungskonzept Helmarshausen (Endfassung) 

 
Sachverhalt: 

Das Integrierte Stadtentwicklungskonzept für das Fördergebiet Helmarshausen bildet den 
Handlungsleitfaden für die Umsetzung und Förderung der Maßnahmen im Rahmen des 
Förderprogramms „Städtebaulicher Denkmalschutz“. 
 
Das Fördergebiet in Bad Karlshafen wurde bereits am 16. März 2016 mit Zustimmung des Hessischen 
Ministeriums für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz um das Denkmalgebiet 
„Historische Altstadt Helmarshausen“ erweitert. Das darin festgelegte Gebiet umfasst den historischen 
Kern des Stadtteils, der von den Straßenzügen Poststraße und Steinstraße durchzogen wird.  

Seit 2016 wurden im Fördergebiet Helmarshausen erste private Fördermaßnahmen umgesetzt. Diese 
umfassten die Bezuschussung der Instandsetzung der öffentlich einsehbaren Gebäudefassaden.  
 
Das Planungsbüro AG Stadt wurde am 10.07.2017 mit der Erstellung des Integrierten  
Stadtentwicklungskonzeptes für Helmarshausen beauftragt. Mit umfassender Beteiligung und 
Einbindung der Bürgerschaft und der relevanten Akteure (Lenkungsgruppe) wurde das Integrierte 
Stadtentwicklungskonzept erarbeitet. Der Entwurf des Endberichts wurde bei der Sitzung der 
Lenkungsgruppe und  bei der Bürgerversammlung im Bürgerhaus Helmarshausen vorgestellt und liegt 
nun zur Beschlussfassung vor.  
 
Beschlussvorschlag: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, der vorliegenden 
Endfassung des Integrierten Stadtentwicklungskonzept für das Fördergebiet Helmarshausen 
zuzustimmen. 
 
 
 ----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 

Beschluss: 

Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. -/- 
 
 
Abstimmungsergebnis: 

dafür:   9   dagegen:     -    enthalten:      - 
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Fraktion in der Stadtverordnetenversammlung Bad Karlshafen 

K.E.Franz, Am Solling 24, 34385 Bad Karlshafen,  
05672/2245; ke-franz@web.de ; www.spd-badkarlshafen.de 

 
 
 
An die 
Stadtverordnetenversammlung Bad Karlshafen 
z.Hd. Frau Stadtverordnetenvorsteherin Niemetz 
Hafenplatz 6 
34385 Bad Karlshafen 
 
 
Antrag zur Stadtverordnetenversammlung am 18.12.2018 
„Abschaffung der Straßen-Anliegergebühren und Prüfung der Einführung 
wiederkehrender Straßenbeiträge“ 
 
 
Sehr geehrte Frau Stadtverordnetenvorsteherin Niemetz, 
sehr geehrte Damen und Herren Stadtverordnete, 
 
die SPD-Fraktion bittet um die Aufnahme des o.a. TOP auf die Tagesordnung der nächsten 
Stadtverordnetensitzung und begründet dies wie folgt. 
 
Die Stadt Bad Karlshafen erhebt derzeit bei der grundhaften Sanierung öffentlicher Straßen von 
den jeweiligen Anliegern einen einmaligen Beitrag. Dies führt auch unter Berücksichtigung des 
städtischen Anteils an den entstandenen Kosten regelmäßig zu einer erheblichen finanziellen 
Belastung der Anlieger und nicht selten zu, auch juristisch auszutragenden, Streitfällen. 
 
Seit diesem Jahr ist es den Kommunen freigestellt, über die Erhebung von Anliegergebühren zu 
entscheiden; davon haben auch in unserer Region bereits Kommunen dergestalt entschieden, 
in dem sie auf die Gebühren ganz verzichten und anderweitig die entstehenden Mehrkosten 
auffangen. 

- 2 - 
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Das kommunale Abgabengesetz (KAG) ermöglicht den Kommunen die Einführung 
wiederkehrender Straßenbeiträge. Veranlagt werden bei diesem Modell alle 
Grundstückseigentümer eines von der Kommune festzulegenden Abrechnungsgebietes. Für 
Grundstückseigentümer, die bereits einmalige Straßenbeiträge geleistet haben, ist in der 
Satzung nach Maßgabe des KAG eine zeitlich befristete Befreiungsregelung vorzusehen. 
 
Aus Sicht der SPD-Fraktion führen wiederkehrende Straßenbeiträge im Bereich der 
kommunalen Abgaben zu mehr sozialer Gerechtigkeit. Sie berücksichtigen die Tatsache, dass 
nicht nur die Anlieger, sondern alle Bürgerinnen und Bürger von der grundhaften Sanierung 
innerörtlicher Straßen profitieren. Dies rechtfertigt es, alle Grundstückseigentümer als 
Solidargemeinschaft zu Beiträgen heranzuziehen. 
 
Die SPD bittet daher um Zustimmung zu folgendem  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschießt die Abschaffung der Straßen-
Anliegergebühren in der aktuell gültigen Fassung der Straßenbeitragssatzung.  
 
Stattdessen ist bis Sommer 2019 zu prüfen, unter welchen Voraussetzungen 
wiederkehrende Straßenbeiträge auf der Grundlage der Mustersatzung des Hess. Städte- 
und Gemeindebunds eingeführt werden können. Vor einer Änderung der 
Straßenbeitragssatzung ist eine öffentliche Informationsveranstaltung mit einem 
Vertreter des Hess. Städte- und Gemeindebunds durchzuführen. 
 
Bis zum Abschluss der o.a. Prüfung im Sommer 2019 werden im Stadtgebiet Bad 
Karlshafen keine straßenbeitragspflichtigen Erneuerungsmaßnahmen begonnen. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
i.A. Karl-Erwin Franz 
SPD Fraktion Bad Karlshafen 
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TOP-Nr. 9 Sitzung am: 19.03.2019 Protokollseite: 10 
 ____________________________________________________________  
Az.:   Bad Karlshafen, 19.03.2019 
 

Sitzungsvorlage 
für den Haupt- und Finanzausschuss 

Betr.:   Mitteilungen, Anfragen und Anregungen 

Sachverhalt: 
 

Mitteilungen: 

1. Der Magistrat hat zum 1. Februar 2019 eine Sachbearbeiterin für die Fachbereiche 
Hauptamt/Bürgerbüro befristet auf zwei Jahre eingestellt. Die wöchentliche Ar-
beitszeit beträgt 25 Stunden. 

2. Uneinbringliche Forderungen in Höhe von insgesamt 10.188,31 € (7.992,61 € 
Steuern und Abgaben sowie 2.195,70 € Wasser- und Kanalbenutzungsgebühren) 
wurden niedergeschlagen.  

3. Im Bereich des Hafenumfelds wurden die Wiederherstellung der Brüstungsmauer 
im Anschluss der B 80-Brücke an die Firma Kaufmann, Neu-Isenburg, zu Gesamt-
kosten von 13.045,98 € brutto vergeben. 

4. Die Höhe des Liquiditätskredits betrug am 15.03.2019 = 1.362.333,45 €. 

5. Die Erneuerung der Heizungsanlage im Landgraf-Carl-Gebäude wurde an die  
Fa. Benjamin Kleinschmidt, Beverungen, (Bieter 5) zum Angebotspreis von 
12.933,52 € (brutto) vergeben. 

6. Der Magistrat hat beschlossen das Zwangsversteigerungsverfahren „Linde“ zu be-
treiben und am Versteigerungstermin das Grundstück zu ersteigern. Danach ist ein 
Konzept für die Gestaltung des Grundstücks zu erarbeiten und vorzulegen. 

7. Für die nachstehenden Instandsetzungsmaßnahmen wurden Förderungen im 
Rahmen des Städtebaulichen Denkmalschutzes zugesagt: 

a. Im Bereich der Weserstraße: Zwei Vorhaben mit Gesamtbaukosten für In-
standsetzungsmaßnahmen in Höhe von 50.500,73 € brutto mit Zuschüssen 
von 2.476,14 € inkl. 19 % Mwst. sowie 8.528,59 € ohne Mwst. 

b. Im Bereich der Weserstraße/Hafenplatz: Ein Vorhaben mit Gesamtbaukosten 
für Instandsetzungsmaßnahme in Höhe von 21.554,32 € netto mit einem Zu-
schuss von 5.388,59 € ohne Mwst. 

c. Im Bereich der Steinstraße: Ein Vorhaben mit Gesamtbaukosten für Instand-
setzungsmaßnahmen in Höhe von brutto 35.713,39 € mit einem Zuschuss von 
10.000,00 € inkl. MwSt.. 

8. Zum 31. Januar 2019 ist der bisherige Bauamtsleiter in Ruhestand gegangen. Frau 
Stefanie Müller wurde die Leitung des Bauamtes übertragen. 

9. Am 04.02.19 fand die Vorstandssitzung des Wasserverbandes Diemel statt. Der 
Wasserverband befindet sich zurzeit in einer problematischen Lage. Lediglich drei 
Mitarbeiter sind noch bei dem Verband beschäftigt. Um die Zukunft des Wasser-
verbandes zu sichern, ist von den Landkreisen Kassel und Waldeck-Frankenberg 



eine Arbeitsgruppe gebildet worden. Die Arbeitsgruppe soll mögliche Entwick-
lungsperspektiven erarbeiten.  

10. Die hessischen Verwaltungen sind nach EU-Recht grundsätzlich verpflichtet, bis 
zum 18.04.2020 Rechnungen in einem strukturierten Datenformat (ZUGFerD oder 
XRechnung) annehmen zu können. Bis zum 17.11.2020 müssen die Verwaltungen 
Rechnungen auch nach diesen Formatvorgaben versenden können. Künftig müs-
sen dann alle Eingangsrechnungen, die uns in Papierformat zugehen, eingescannt 
werden. Mit folgenden Kosten für die Umstellung ist zu rechnen. Für die Umstel-
lung und die Integration des eRechnungsverfahrens würden einmalig Kosten in 
Höhe von 19.800,- € anfallen. Die jährliche Kostenbelastung liegt bei 2.200,- €. Als 
zeitlicher Rahmen wird mit einem Umstellungszeitraum von 8-12 Wochen gerech-
net. 

11. Mit Fertigstellung der Baumaßnahme „Neubau der Ortsumgehung Bad Karlshafen“ 
soll auch der Verkehr um Bad Karlshafen neugeordnet werden. Im Zusammen-
hang mit der Änderung der Verkehrsbedeutung werden verschiedene Streckenab-
schnitte um- bzw. abgestuft und gehen in die Baulast des Landkreises Kassel so-
wie der Stadt Bad Karlshafen über. Zu dieser Maßnahme wurde Hessen Mobil 
durch ein gemeinsames Schreiben des Landkreises Kassel und der Stadt Bad 
Karlshafen gebeten, alle Informationen, Daten und Bauwerksbücher zur Bundes-
straße B 83 sowie den vorhandenen Bauwerken, baulichen Anlagen und Nebenan-
lagen zur Verfügung zu stellen. Ebenfalls wurde Hessen Mobil darauf hingewiesen, 
dass es zwingend erforderlich ist, eventuell notwendige Arbeiten zur Beseitigung 
von bereits bestehenden Schäden oder Unterhaltungsrückständen vor einer Um-
stufung im Auftrag und auf Rechnung des Bundes als derzeitigem Baulastträger 
durchzuführen. 

12. Für eine sichere vollautomatische Bedienung der Schleuse vom Schleusenbetriebs-
gebäude, ist es empfehlenswert, die komplette Einsicht der Schleusen durch Ka-
meras zu gewährleisten. Es wurde festgestellt, dass die jetzige Einsicht der Kame-
ras nicht ausreichend ist und tote Winkel vorhanden sind. Daher ist es erforderlich, 
das Überwachungssystem nachzurüsten. Der Magistrat hat deshalb beschlossen, 
ein Nachrüstung von zusätzlichen Kameras an die Fa. Woltec in Höhe von 
9.017,82 € brutto zu vergeben. 

13. Für die Neugestaltung des Hafenumfeldes hat die beauftragte Arbeitsgemeinschaft 
GTL/Oppermann mit der Planung des Hafenumfeldes begonnen. Erste Gespräche 
mit der Denkmalpflege und der Lenkungsgruppe sind erfolgt. Vorbereitend zur 
Ausführung ab 2020 ist es erforderlich, die Trink- und Abwassersituation in Ord-
nung zu bringen und ggf. neu zu ordnen, da die anliegenden Grundstücke im 
Trenn-/Mischsystem zum Teil über fremde Grundstücke entwässern. Das Oberflä-
chenwasser wird teilweise auf die öffentlichen Straßenflächen oder dezentral di-
rekt in das Hafenbecken geleitet. Auch die Sanierbarkeit der öffentlichen Abwas-
serkanäle sowie der Trinkwasserleitungen muss betrachtet werden. Eine Varian-
tenbetrachtung Hafenplatz zur Prüfung und Neuordnung der Trink- und Abwasser-
leitungen in Höhe von 9.818,72 € brutto wurde an die AWS GmbH vergeben. 

14. Nach Durchführung von TV-Untersuchungen wurden im gesamten Abwassernetz 
der Stadt Bad Karlshafen diverse Schäden festgestellt, die saniert werden müssen. 
Die Sanierung soll vorwiegend geschlossen durch Robotereinsatz oder durch Ein-
zug von Linern erfolgen. Durch dieses Sanierungsverfahren ist es nicht erforderlich 
die Straßendecke zu öffnen, um an das Kanalnetz zu gelangen. Die geschlossene 
Sanierung ist nicht nur preislich günstiger, sondern verursacht auch eine geringere 
Beeinträchtigung des Straßenverkehrs und der Anlieger. Das Ingenieurbüro  



geoplaning GmbH wurde vorab mit der Planung und Ausschreibung von geeigne-
ten Maßnahmen zur Sanierung des Kanalnetzes beauftragt. Für das Ausschrei-
bungsverfahren wurde ein öffentliches Ausschreibungsverfahren gewählt. Die Um-
setzung der Kanalsanierung und Kanalreparaturen in geschlossener Bauweise 
wurde an die Firma AREI Kanalservice GmbH (Düren) in Höhe von 133.737,17 € 
brutto vergeben. 

15. Am 11. Mai 2019 soll der Hafen in Bad Karlshafen wieder in Betrieb genommen 
werden. Dazu hat die Stadt Bad Karlshafen den Betrieb des Hafens und der 
Schleuse während der Wassersportsaison (1. April bis 31. Oktober) auf Pachtbasis 
im Januar 2019 regional und auch überregional ausgeschrieben. Zudem wurden 
die Betreiber der umliegenden Häfen zwischen Höxter und Kassel mit einem ge-
sonderten Schreiben auf die Ausschreibung aufmerksam gemacht. Der Betrieb des 
Hafens für die Saison 2019 wurde der Bad Karlshafen GmbH übertragen. Die Ein-
nahmen aus dem Hafenbetrieb verbleiben in der Bad Karlshafen GmbH. 

16. Am 16.04.2019 findet im Hessischen Innenministerium ein Beratungsgespräch für 
die Schutzschirmkommune Bad Karlshafen statt. Am Gespräch sind neben Vertre-
tern der Hessischen Innen- und Finanzministerien der Hessische Städte- und Ge-
meindebund, der Hessische Rechnungshof, die Beratungsstelle für Interkommuna-
le Zusammenarbeit und der Finanzaufsicht (RP Kassel) vertreten. Die städtischen 
Fraktionen werden um Beteiligung am Gespräch gebeten. Die Hin- und Rückfahrt 
wird nach dem Bekanntsein der Teilnehmerzahl organisiert. 

17. Der städtische Kursaal musste aus Brandschutzgründen grundsätzlich für Veran-
staltungen gesperrt werden. Bereits vorliegende Anmeldungen werden einge-
schränkt abgewickelt.  

18. Über den weiteren Betrieb des Fahrgastschiffes „Hessen“ soll auf Grund eines Be-
schlusses der Gesellschafterversammlung der Bad Karlshafen GmbH nach der Sai-
son 2019 entschieden werden. 

19. Die Position des Geschäftsführers der Bad Karlshafen GmbH wird neu ausge-
schrieben, da sich die derzeit praktizierte „Teilzeitlösung“ nicht bewährt hat. 

 

 

Anfragen und Anregungen: 

- Stadtverordnete Römer fragt nach, welchen Stand die Fördermaßnahme „Städtebau-
licher Denkmalschutz“ hat und welchen Anteil daran die HessenAgentur hatte. 

- Stadtverordnetenvorsteherin Niemetz fragt an, wie sich der Stand der Eigentumsver-
hältnisse im Bereich der ehem. Hessenklinik entwickelt hat und ob dort eine Nut-
zungsänderung beantragt wurde.  

- Stadtverordnete Römer fragt an, ob zur strukturellen Zuordnung der forstamtlichen 
Betreuung neue Fakten vorliegen. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass am Sit-
zungstag ein Schreiben hierzu eingegangen sei. In Kürze werden Einzelheiten hierzu 
bekannt gegeben. 

- Stadtverordnete Römer fragt an, wie sich im Bereich der Kindergärten die Platzent-
wicklung inkl. Integration darstellt. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass derzeit 
zwischen 5 und 10 Plätze fehlen. 



- Stadtverordnete Römer fragt an, wie der Stand der Einwohnerzahl ist. Bürgermeister 
Dittrich führt hierzu aus, dass der Trend aktuell gleichbleibend ist. Der aktuelle Stand 
liege bei 3.657. 

- Stadtverordneter Mahlmann fragt nach, welche Brandschutzmängel im Kursaal be-
stehen. Bürgermeister Dittrich zählt auf, dass z. B. im Bereich der Fluchtwege, bei 
den Fenstervorhängen, bei der Lüftungsanlage und im Bereich des ehem. Baubüros 
Mängel festgestellt wurden. Dies sei aber nur ein Ausschnitt aus einer langen Liste. 

- Stadtverordneter Franz fragt an, wie sich die Trinkwasserqualität derzeit darstellt. 
Bürgermeister Dittrich erläutert, dass die UV-Anlage im Wasserwerk Helmarshausen 
eingebaut wurde. Diese müsse nun abgenommen werden. Derzeit erfolge noch ein 
leichte Chlorung des Wassers, da derzeit noch Gespräche geführt werden, wie der 
Trendelburger Stadtteil Wülmersen künftig sicher versorgt werden könne. Hierzu hat 
sich die Stadt 1931 beim Ankauf des Quellgrundstücks verpflichtet. 

- Stadtverordnete Meinhardt fragt an, wann das Schleusenwärterhäuschen fertigge-
stellt werde. Bürgermeister Dittrich antwortet, dass mit der Fertigstellung bis Ostern 
gerechnet werde. Der Hafenbetrieb werde in der Saison 2019 von der Bad Karlshafen 
GmbH übernommen. Die Schleusungsvorgänge sind kostenlos. Die Liegekosten ver-
bleiben der GmbH. 

- Stadtverordneter von Reetnitz fragt an mit welchen Kosten für den Hafenbetrieb ge-
rechnet werde. Bürgermeister Dittrich sagte hierzu, dass die Kosten im Haushaltsplan 
veranschlagt seien. 

 

Beschlussvorschlag: 

- / - 

Beschluss: 

- / - 

Abstimmungsergebnis: 

dafür:       --                         dagegen:         --                     enthalten:         -- 
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